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baren Daten berücksichtigt 
haben [9,10]. Es verwundert 
deshalb keineswegs, dass die 
beiden mit dieser Thematik 
befaßten Untersuchungsteams 
keine bzw. keine langfristigen 
Erhöhungen der Fehlbildungs-
häufigkeiten in Bayern nach 
Tschernobyl haben feststellen 
können.
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Niemanden braucht man in 
Deutschland davon zu über-
zeugen, daß die Energiewende 
ein wichtiges Thema ist. Folgt 
man der veröffentlichten Mei-
nung, scheint das Wichtigste 
daran zu sein, wie viel sie ko-
stet, wer das bezahlt und wie 
schnell oder langsam sie wei-
tergehen soll. Das ist ein fun-
damentaler Irrtum. Bei all den 
kompetent oder inkompetent 
erörterten, erfreulich oder är-
gerlich empfundenen, reaktio-
när oder fortschrittlich beant-
worteten Fragen – Strom-
preise, EEG-Zulage, Subven-
tionen, Investitionssicherheit, 
Standortvorteile – handelt es 
sich bestenfalls um sekundäre 
Angelegenheiten, oft um Ab-
lenkungsmanöver, Scheinge-
fechte oder einfach Hilflosig-
keit.

Das Primäre an der Energie-
wende und gleichzeitig die hi-
storische Auseinandersetzung 
um Wissenschaft, Technik, 

Fortschritt und Produktions-
weise ist der Ausstieg aus der 
Atomenergie. Hier gibt es ei-
nen seit zwei Jahren anhalten-
den Stillstand. Er wird be-
gleitet von einem Stillstand 
des Diskurses; die Diskussion 
ist beendet, zum Thema 
herrscht ein Schweigen, das 
nicht einmal betreten wirkt. 
Die Energiewende? Natürlich, 
der Strompreis ist in aller 
Munde. Der Atomausstieg? 
Kaum erwähnenswert, denn er
ist ja „Konsens“. Er bereitet 
uns die geringsten Sorgen. 
Das läuft schon. Darin liegt 
der nächste fundamentale Irr-
tum. Was „läuft“ denn wirk-
lich?

Nach Fukushima hat Japan 
seine verbliebenen 50 Reakto-
ren abgeschaltet. Abgesehen 
von einer kurzen Unterbre-
chung (2 Reaktoren waren ein 
paar Monate in Betrieb) ist es 
vorerst dabei geblieben. Einen 
formalen Ausstiegsbeschluß 

gibt es nicht. Fukushima sel-
ber ist natürlich „stillgelegt“, 
hält aber nicht still, sondern 
verstrahlt unaufhaltsam das 
Grundwasser, verseucht das 
Meer und wackelt bei jedem 
Erdbeben. Dort ist die Situa-
tion immer noch so drama-
tisch, daß die Regierung vor 
einigen Wochen um interna-
tionale Unterstützung gebeten 
hat; über eine Antwort anderer 
Staaten wurde nichts bekannt. 
Scheint nicht so wichtig zu 
sein.
In Deutschland wurden 8 von 
17 Reaktoren stillgelegt. Einer 
der acht, Krümmel, war nach 
gravierenden Störfällen seit 
längerer Zeit abgeschaltet; er 
wäre auch ohne den Aus-
stiegsbeschluß nicht mehr in 
Betrieb gegangen. Also wur-
den im Grunde nur 7 von 16 
deutschen Reaktoren stillge-
legt. Großbritannien hat sich 
2011 von einem und 2012 von 
zwei weiteren kleineren Re-
aktoren verabschiedet. Belgien
und die Schweiz haben einen 
langfristigen Ausstieg be-
schlossen. Nach einer Volks-
abstimmung mit überwälti-
gendem Votum wird Italien 
nicht einsteigen. Schweden 
gab die Pläne zu einem AKW-
Neubau aus Kostengründen 

auf. Das wars dann schon. 
Nicht einmal die Siedewasser-
reaktoren, weltweit 84 an der 
Zahl, wurden außer Betrieb 
genommen, obwohl dieser 
Reaktortyp nach Fukushima 
definitiv erledigt ist. Auch in 
Deutschland wird hingenom-
men, daß in Gundremmingen 
zwei derartige Reaktoren 
planmäßig erst 2017 und 2021 
stillgelegt werden sollen.
Seitdem, seit Sommer 2011, 
ist in Sachen Atomausstieg 
nichts mehr passiert. Unver-
bindliche Bekenntnisse zu den 
erneuerbaren Energien, etwa 
nach Art des französischen 
Präsidenten Francois Hollan-
de, interessieren hier nicht. 
Zwei Jahre sind verloren oder 
fast verloren: die USA haben 
in diesem Jahr vier Reaktoren 
geschlossen, darunter das 
AKW San Onofre. Die in 
Südkalifornien gelegene An-
lage gehörte zu den gefähr-
lichsten überhaupt, da sie di-
rekt auf dem erdbebenträchti-
gen San-Andreas-Graben er-
richtet wurde. Auf der anderen 
Seite haben in China (5), In-
dien (2), Südkorea (2), Russ-
land (1), in Pakistan (1) und 
im Iran (1) neue Atomreakto-
ren den Betrieb aufgenom-
men. Pakistan nahm sein 
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Kraftwerk CHASNUPP-2 drei 
Tage nach Fukushima ans 
Netz, herzlichen Glück-
wunsch! [1]

Studiert man die Liste der Un-
fälle in kerntechnischen Anla-
gen [2], so kommt man im 
Durchschnitt auf eine Kata-
strophe pro Jahrzehnt. Der 
Ausdruck „Super-GAU“ ist in 
diesem Kontext problema-
tisch, weil er offiziell nicht 
benutzt wird – stattdessen 
wird die sogenannte INES-
Skala angewendet, die von 1 
bis 7 geht. Super-GAU ist 
zum Schlagwort geworden, 
das in der Regel auf Tschern-
obyl (1986) und Fukushima 
(2011) angewendet wird. 
Dann müsste es aber auch für 
die Unfälle in Majak/Kysch-
tym (1957), Windscale/Sella-
field (1957), Simi Valley in 
Kalifornien (1959) und Har-
risburg (1979) benutzt wer-
den. [3] Hinzu kommt noch 
mindestens ein Atom-U-Boot 
Unglück 1985 vor Wladiwo-
stok. Legt man die Unfälle mit 
Freisetzung einer Radioakti-
vitätsmenge in der Größen-
ordnung 100 TBq (100 Billio-
nen Becquerel) zugrunde, so 
kommt man – optimistisch –
auf einen Fall pro Jahrzehnt. 
Die so definierten Unfälle 
seien als GAU bezeichnet; die 
Steigerung vom größten zum 
„supergrößten“ anzunehmen-
den Unfall ergibt nur in der 
immanenten Logik der Nukle-
artechnik einen Sinn. [4]
Bleibt der weltweite nukleare 
Park mit derzeit 384 Reakto-
ren (japanische AKWs, ab-
weichend von der IAEA, nicht 
mehr mitgezählt) im Großen 
und Ganzen, wie er ist, dann 
ist das globale GAU-Risiko 
hiermit beschrieben. [5]

Das ist eine statistische, also 
zwangsläufig pauschale Aus-
sage. Wenn man beispiels-
weise Anfang November 
prognostiziert, innerhalb der 
nächsten acht Wochen werde 
der Winter anbrechen, dann ist 
das ein pauschaler Satz. Er 
sagt nichts darüber aus, ob es 
in drei, vier oder sechs Wo-
chen, oder schon morgen! , 
richtig schneit und friert und 

wo es eintreten wird. Manch-
mal kommt der Winteran-
bruch erst im Januar, manch-
mal schon im November. 
Trotzdem ist der Satz richtig, 
und wir nehmen ihn ernst: die 
Autofahrer lassen ihre Winter-
reifen spätestens im Oktober 
montieren, weil sie von der 
Sicherheit eines Kraftfahr-
zeugs mehr verstehen als von 
der Sicherheit eines Kraft-
werks. Der sprachlichen und 
systematischen Klarheit halber 
ist der Winteranfang kalenda-
risch definiert und auf den 21. 
Dezember gesetzt.

In diesem Verständnis von 
Statistik ist ein Jahrzehnt –
und zwar nicht irgendein Jahr-
zehnt, das wir ständig vor uns 
herschieben könnten, sondern 
das Jahrzehnt von März 2011 
bis März 2021 – das politische 
Handlungsfenster für die 
Vermeidung des nächsten 
GAUs. [6] In diesem Zeitraum 
muß etwas passieren, das die 
Gefahrenlage entscheidend 
ändert, etwas in der Art von 
Fahrverbot für alle Autos 
ohne Winterreifen oder drasti-
sche allgemeine Geschwin-
digkeitsbegrenzung oder Ab-
meldung der Hälfte aller Fahr-
zeuge. Vom fraglichen Zeit-
raum sind allerdings zweiein-
halb Jahre bereits verstrichen.

In Europa sind 137 Reaktoren 
in Betrieb. Gebaut wird an 
vier Meilern (in Frankreich, 
Finnland und der Slowakei). 
Großbritannien hat sich ge-
rade für zwei neue EPRs (Eu-
ropäischer Druckwasserreak-
tor) entschieden. Daran sieht 
man, wie wenig der deutsche 
Atomausstieg an der Gesamt-
situation geändert hat. Europa 
beherbergt mit 35% über ein 
Drittel des weltweiten Atom-
parks. Die Mitgliedsstaaten 
der EU produzieren zusam-
men mehr Atomstrom als die 
USA, was auch bedeutet, daß 
die EU das größte Entsor-
gungsproblem und damit ver-
bunden das größte Umwelt-
problem hat. Auch die größte 
Wiederaufarbeitungsanlage, 
d.h. die größte Ansammlung 
hochradioaktiven Mülls an ei-
nem Ort, liegt in Europa: La 

Hague in der Normandie. 
Noch europäischer lesen sich 
die top-ten der Staaten mit der 
größten Abhängigkeit von 
Atomstrom: Frankreich 
(74,8%), Slowakei, Belgien, 
Ukraine, Ungarn, Schweden, 
Slowenien, Schweiz, Tsche-
chien, Finnland (32,6%). Da 
sind wir praktisch unter uns. 
Deutschland (16,1%) belegt 
Platz 19 der Liste, übrigens 
kaum unterschieden von den 
USA, Großbritannien, Russ-
land und Kanada.

Europa ist sich offensichtlich 
nicht bewußt, daß es ein Drit-
tel des weltweiten GAU-Risi-
kos trägt. Genauer gesagt will
es sich dessen nicht bewußt 
werden, es will davon nichts 
wissen. Die Sache ist zu hei-
kel. Ein Europäer honoris 
causa sagte einmal, Atom-
kraftwerke dürfe es eigentlich 
nur hinter dem Ural geben. So 
äußerte sich Gorbatschow 
1986 auf einer Sitzung des 
sowjetischen Politbüros nach 
Tschernobyl. Wir wissen alle, 
daß er recht hat (damit sollen 
natürlich keine sibirischen 
AKWs legitimiert werden). 
Aber unsere 137 AKWs liegen 
nun einmal vor dem Ural. So 
entstehen Tabus.

Ein GAU in einem Land der 
EU würde aufgrund der geo-
grafischen und meteorologi-
schen Gegebenheiten nicht 
nur dieses Land betreffen. Er 
wäre keine nationale Angele-
genheit, sondern hätte, wie 
schon Tschernobyl, kontinen-
tale Ausmaße. In Europa liegt 
Frankreich mit 58 Reaktoren 
einsam an der Spitze, gefolgt 
von Großbritannien (16), 
Schweden (10), Deutschland 
(9), Spanien (8), Belgien (7), 
Tschechien (6), Schweiz (5), 
Finnland und Ungarn (je 4). 
Das GAU-Risiko zu vermin-
dern ist eine europäische Auf-
gabe. Wo immer der Schlüssel 
zu ihrer Lösung liegt, das 
Schloß, das damit aufge-
schlossen werden muß, ist ein 
französisches.

Spätestens 2011 hätte man 
damit beginnen müssen, sich 
ernsthaft mit der Perspektive 

eines schweren Unglücks in 
einem französischen Atom-
kraftwerk auseinanderzuset-
zen. Denn das französische 
Nuklearprogramm ähnelt dem 
japanischen auf frappierende 
Weise. Was wären die ge-
sundheitlichen, ökologischen, 
wirtschaftlichen und politi-
schen Folgen für Frankreich, 
Deutschland und Europa? In 
den französischen Medien 
wurde nach Fukushima eine 
offizielle Schätzung kolpor-
tiert, wonach sich die Schäden 
auf 423 Mrd. Euro belaufen 
würden. Das ist nur der erste 
Aufschlag, der erfahrungsge-
mäß mit Zwei multipliziert 
werden muss, wenn das Kopf-
rechnen noch für so große 
Zahlen langt. Zum Vergleich: 
in Deutschland beträgt die 
Haftungsobergrenze pro AKW 
2,5 Mrd. EU-weit schlägt der 
deutsche Energiekommissar 
Oettinger eine Versicherungs-
summe von 1 Mrd pro AKW 
vor. Kommerzielle Versiche-
rungsunternehmen wären ma-
ximal bereit, Schäden bis zu 
einer Viertelmilliarde Euro 
abzudecken. Hier liegt also 
eine gigantische Unterdek-
kung vor.

Die nackten Zahlen verraten 
noch nichts darüber, daß die 
französische Gesellschaft ei-
nen irreparablen Schaden er-
leiden würde. Das Land müs-
ste seine führende Position in 
der EU aufgeben und franzö-
sische Bürger würden sich 
glücklich schätzen, wenn sie 
mit Griechen oder Portugiesen 
tauschen könnten. „Vive la 
France“ hätte dann nur noch 
die Bedeutung, ein krankes 
Land mit vielen schwerkran-
ken Patienten zu trösten und 
am Leben zu halten. Die in-
folgedessen eintretenden Ver-
werfungen, strukturellen Än-
derungen und Machtverschie-
bungen in Europa wären so 
gravierend, daß man von einer 
Revolution in der EU spre-
chen müsste, die allerdings 
den Charakter einer Konterre-
volution hätte. Die französi-
schen Werte der Aufklärung, 
der Republik, des Rationalis-
mus und der Kultur wären 



Nr. 652-653 / 2014 Strahlentelex 7

nicht mehr konstitutiv für die 
EU. Im innereuropäischen 
Wettbewerb wäre Frankreichs 
Kapitulation besiegelt. Für je-
den europäischen Demokraten 
ist diese Vorstellung ein 
Gräuel und gleichbedeutend 
mit dem Ende der europäi-
schen Idee. Auch muß daran 
erinnert werden, daß der da-
malige japanische Minister-
präsident Naoto Kan später 
erklärte, es sei in den letzten 
Märztagen von 2011 nur dem 
Wetter zu verdanken gewesen, 
daß Tokio nicht evakuiert 
werden musste. Für Paris 
würde das Gleiche gelten. 
Sich alles weitere auszumalen, 
bleibt der Phantasie jedes Ein-
zelnen überlassen. Aber Präsi-
dent Hollande hat offensicht-
lich nicht dieses Vorstellungs-
vermögen.

Man geht wohl nicht fehl in 
der Annahme, daß die zitierte 
Zahl von 423 Mrd. Euro die 
Schäden beziffern soll, die der 
französischen Volkswirtschaft 
im Fall eines inländischen 
GAUs entstünden. Die Schä-
den in den Nachbarländern 
Frankreichs sind dabei nicht 
berücksichtigt. Deutschland 
wäre sicherlich mit einem 
zwölfstelligen Betrag dabei, 
die Benelux-Länder oder die 
Alpenländer... – je nachdem. 
Es hinge von der Windrich-
tung ab, ob die Wolke des ra-
dioaktiven Fallouts über die 
Rhein-Neckar-Region oder 
über die Rhein-Main-Region 
oder über Köln und die VW-
Region (Hannover-Braun-
schweig-Salzgitter-Wolfsburg) 
nach Berlin zöge. [8]

Das sind leider realistische 
Szenarien, die die Energie-
wende vermeiden sollte. Nach 
einem beachtlichen ersten 
Schritt hat sie keinen weiteren 
Beitrag dazu geleistet. Jetzt 
geht es nur noch um den 
Strompreis, um die Versor-
gungssicherheit und um die 
angebliche Investitionsunlust 
der Unternehmen, an der die 
erneuerbaren Energien schuld 
seien. Maßgebliche Politiker 
und einflußreiche Gewerk-
schafter rufen (zunächst?) 
nach konventionellen Kraft-

werken. Der Atomausstieg 
stagniert. Stagnation ist be-
kanntlich Rückschritt. Und 
was für ein Rückschritt! 
Großbritannien ist ein tradi-
tionell spezielles, nichtsde-
stoweniger ein bedeutendes 
EU-Land. Wenn seine Regie-
rung den Bau eines großen 
neuen Atomkraftwerks, Hink-
ley C, in Somerset (Cornwall) 
mit zwei EPR-Reaktoren be-
schließt, dann ist das ein dra-
stischer Einschnitt in der eu-
ropäischen Energiepolitik. 
Wobei man nicht einmal weiß, 
ob die EU-Kommission diesen 
Beschluß als historischen 
Rückschritt wertet oder ob sie 
ihn in das Sammelsurium in-
tegriert, das sich europäische 
Energiepolitik nennt.

Die britische Atomentschei-
dung ist dramatisch und kläg-
lich zugleich. „This is a very 
big day for our country: the 
first time we've built a new 
nuclear power station for a 
very long time,“ sagte Premi-
erminister Cameron am 21. 
Oktober 2013 und kompri-
mierte seine multiplen Irrtü-
mer in einem prägnanten Satz. 
Erstens ist das neue AKW 
noch nicht gebaut, sondern 
erst beschlossen, d.h. die Re-
gierung einigte sich mit einem 
Baukonsortium auf einen 
Vorvertrag. [9] Zweitens muß 
der Vertrag noch von der EU-
Kommission bestätigt werden, 
da er massive Wettbewerbs-
verzerrungen enthält. Drittens 
sind es nicht „we“, the Brits, 
die das Kraftwerk bauen sol-
len, sondern „they“, the 
French, mit ihrem Stromver-
sorger EDF und ihrer Nuklear-
firma Areva. Viertens haben 
die Briten kein Geld, um das 
Werk zu bezahlen. Fünftens 
können auch die Franzosen 
nicht allein in Vorkasse treten, 
so dass man zwei chinesische 
Atomkonzerne, China General 
Nuclear Corporation (CGN) 
und China National Nuclear 
Corporation (CNNC), für eine 
Beteiligung gewonnen hat. 
Diese betrachten das Geschäft 
als Einstieg in den europäi-
schen Energiemarkt. Sech-
stens erreicht der Preis für 

Hinkley C mit 19 Mrd. Euro 
(das sind 9,5 Mrd für jeden 
Reaktor) eine sensationelle 
Rekordhöhe, welche sogleich 
die Frage nach rekordver-
dächtigen Provisionen für die 
am Vertragswerk beteiligten 
Personen provoziert. Siebtens 
müsste die vereinbarte Finan-
zierung – 35 Jahre garantierte 
Abnahme des von Hinkley C 
produzierten Stroms zum 
Doppelten des gegenwärtigen 
Marktpreises plus Inflations-
zulage – auch dem Letzten die 
Augen öffnen. Das „manager-
magazin“ schrieb: „Gemessen 
an der vereinbarten Strom-
Einspeisevergütung ist deut-
sche Solarenergie geradezu 
billig.“ Die „FAZ“ kommen-
tierte: „Was für ein Irrweg!“
Lug und Trug des schneidigen 
Premierministers sind noch 
nicht gänzlich beschrieben, 
aber lassen wir es vorerst da-
mit bewenden. Um das Bild 
zu vervollständigen, muß er-
wähnt werden, daß sich die 
oppositionelle Labour Party 
beeilte, ihre grundsätzliche 
Zustimmung zur Atomenergie 
zu bekennen. Der „very big 
day“ ist auch aus anderen, auf 
der Insel bezeichnenderweise 
nicht erörterten Gründen ein 
Menetekel. Die Londoner Re-
gierung macht im Prinzip das 
Gleiche, was sie seit Jahr-
zehnten tut, weil sie es offen-
bar am besten kann: sie ver-
kauft ihre Kompetenzen an 
private Investoren. Jetzt will 
man die Energieversorgung 
des angeblich so stolzen und 
unabhängigen Landes in die 
Hände von chinesischen Be-
treibern legen. Der Wert des-
sen, was Politiker unter Frei-
heit verstehen, ist doch immer 
erstaunlich gering. Die Briten 
riskieren die Blamage, von der 
NATO an ihre nationalen 
Pflichten erinnert zu werden. 
Atomanlagen sind eben auch 
in Europa militärisch relevant, 
nicht nur im Iran. Man möchte 
sie nicht unter die Kontrolle 
von Staatskonzernen stellen, 
die nicht zum Bündnis gehö-
ren.

Bis zum Beweis des Gegen-
teils hofft und glaubt man als 

Europäer, daß eine Regierung, 
die eine solche Bankrotterklä-
rung abgibt, bei nächster Ge-
legenheit ihres Amtes entho-
ben wird. Dennoch ist es 
wichtig, sich diese Politik zu 
vergegenwärtigen. Es handelt 
sich um die neue Front, die 
die nukleare Community nach 
Fukushima aufgemacht hat. 
Man ärgert die Leute mit stei-
genden Strompreisen so lange, 
bis sie, mit kräftiger Nachhilfe 
der Medien, glauben, die er-
neuerbaren Energien seien 
daran schuld. Obwohl das 
Beispiel der Regierung Came-
ron gerade das Gegenteil be-
weist, darf die Langzeitwir-
kung dieser Propaganda nicht 
unterschätzt werden. Wie soll 
man auch eine Energiewende 
zum Erfolg bringen, solange 
die Energieunternehmen die 
gleichen bleiben und kraft ih-
rer Monopolstellung den 
Kundenpreis diktieren kön-
nen? Atomkraftwerke sollen 
stillgelegt werden, aber der 
von Robert Jungk treffend 
charakterisierte Atomstaat 
darf bleiben? Dieser Wider-
spruch muß gelöst werden. Er 
wird nicht dadurch gelöst, daß 
man E.on, RWE, EnBW und 
Vattenfall stärkt, wie Han-
nelore Kraft, die nordrhein-
westfälische SPD und die 
Gewerkschaft IG BCE mei-
nen, übrigens ganz im Sinne 
der Freunde von der Labour 
Party. Sondern dadurch, daß 
man die Macht dieser Kon-
zerne zerschlägt, wie viele 
Arbeitsplätze es bei diesen 
Unternehmen auch kosten 
mag. Denn die Stromversor-
ger, die an ihre Stelle treten, 
werden mehr und bessere Ar-
beitsplätze schaffen.

Kommen wir auf das Wesent-
liche zurück. Die Aufgabe 
lautet, einen GAU in Europa 
zu verhindern und zu diesem 
Ziel die europäische Energie-
politik in den nächsten sie-
beneinhalb Jahren drastisch zu 
verändern. Jährlich müssten in 
der EU wenigstens 10 Atom-
reaktoren außer Betrieb ge-
nommen werden. Dies wäre 
eine halbwegs verantwortbare 
Realpolitik. Vom unvermeid-
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lichen Restrisiko könnte man 
allerdings erst sprechen, wenn 
das letzte Atomkraftwerk ab-
geschaltet ist und vertretbare 
Lösungen der Entsorgungs-
problematik gefunden sind. 
All das steht in den Sternen, 
aber was wird die neue Bun-
desregierung dafür tun? Die 
Antwort ist ausnahmsweise 
einfach: Gar nichts.

Zur Beendigung der Atomde-
batte im politischen Diskurs 
gehört auch das große 
Schweigen über Brüssel. Die 
deutsche Politik möchte sich 
nicht der Öffentlichkeit stel-
len, denn sie ist von Ambiva-
lenz geprägt. Sie leistet sich 
einen EU-Kommissar, der 
nicht nur ein ausgemachter 
Reaktionär ist, sondern auch 
als Lobbyist der Nuklearbran-
che agiert und die Energie-
wende mehr oder weniger of-
fen bekämpft. Bei Öttinger 
findet Cameron großes Ver-
ständnis für seine Nöte. 

Die EU-Kommission ist aller-
dings nicht so unwichtig, daß 
man einen abgehalfterten Pro-
vinzpolitiker dorthin abschiebt 
und ihm Narrenfreiheit ge-
währt. Wenn Öttinger Milliar-
den schwere Subventionen für 
die Energiekonzerne, also 
auch und besonders für die 
Atomenergie, koordiniert, 
wenn er den sog. Stresstest für 
europäische AKWs nach 
Fukushima folgenlos im 
Sande verlaufen läßt oder 
wenn er mit Frankreich über 
eine Laufzeitverlängerung 
seiner AKWs auf 50 Jahre 
verhandelt, dann tut er das 
selbstverständlich mit Wissen 
und im Einvernehmen mit der 
Bundesregierung. 

Die Bundesregierung tut also 
in Berlin das eine und in 
Brüssel das Gegenteil. Sie 
proklamiert zu Hause den 
Ausstieg und subventioniert in 
Europa die Atomenergie. Sie 
fährt zweigleisig. Wir haben 
einen Konsens in Deutschland 
und einen Konsens in Europa, 
der halt ein anderer ist. Sollte 
es hierfür überhaupt eine 
Strategie geben, dann sind 
zwei Konzepte vorstellbar. 

Das eine Konzept würde darin 
bestehen, den deutschen 
Atomausstieg als temporäre 
Abweichung zu behandeln, 
die auf dem Weg über die EU 
früher oder später beendet 
wird – einen „Ausstieg aus 
dem Ausstieg“ hatten wir ja 
schon einmal. So kalkuliert 
natürlich die Nuklearbranche. 
Das andere, weitsichtigere, 
aber auch von nationalen 
Vorteilen geleitete Konzept, 
würde darin bestehen, daß 
man sich im Planungsstab der 
Kanzlerin sehr wohl über die 
strategischen Nachteile der 
Atomenergie bewußt ist und 
daß man jedes Jahr, das die 
europäischen Partner bei der 
Einführung erneuerbarer 
Energien verlieren, für den 
Ausbau eigener Wettbewerbs-
vorteile nutzt. Frau Merkel 
hält sich beide Optionen of-
fen. Diese Politik ist ambiva-
lent und möchte ambivalent 
bleiben. Das ist das Gefährli-
che daran. Denn der nächste 
GAU rückt näher und einen 
GAU in Europa zu vermeiden, 
wird immer schwieriger.

Aber keine Panik, wir haben 
noch siebeneinhalb Jahre. Es 
ist ja nicht 5 vor 12, sondern 
erst Viertel nach elf. [10]
1. Alle Angaben über die welt-
weite Verteilung von Kernreakto-
ren nach International Atomic 
Energy Agency (IAEA). Die Da-
tenbank „Power Reaktor Infor-
mation System“ kann abgefragt 
werden unter
http://www.iaea.org/pris.
2. Siehe der vorbildliche Artikel 
im deutschen Wikipedia,
http://de.wikipedia.org/wiki/Liste
_von_Unfällen_in_kerntechnisch
en_Anlagen
3. Offizielle Klassifizierungen 
INES 5 und INES 6. Nur Tscher-
nobyl und Fukushima werden als 
INES 7 eingestuft.
4. Demnach ist ein GAU anla-
gentechnisch „beherrschbar“, ein 
SuperGAU jedoch nicht. Der Su-
perGAU wird daher manchmal 
als „Auslegungsunfall“ bezeich-
net, was meint, daß ein Ereignis 
eingetreten ist, für das die Anlage 
nicht ausgelegt war. Geht man 
von diesen technischen Definitio-
nen aus, dann hat sich eine stattli-
che Zahl von SuperGAUs ereig-
net, die nie ins Bewußtsein der 
Öffentlichkeit vorgedrungen sind.

5. Wissenschaftler des Mainzer 
Max Plank-Instituts für Chemie 
kamen vor anderthalb Jahren mit 
einem anderen Ansatz zu einem 
ähnlichen Ergebnis. „Den Ergeb-
nissen der Untersuchung zufolge, 
dürfte es einmal in 10 bis 20 Jah-
ren zu einer Kernschmelze in ei-
nem der derzeit aktiven Reakto-
ren kommen.“ (Pressemeldung 
vom 22.5.2012)
6. Jahreszahlen müssen genannt, 
Fristen müssen gesetzt werden. 
Der chinesische Physiker He Zu-
oxiu, früherer Mitarbeiter im 
Atombombenprogramm seines 
Landes, „hält beim derzeitigen 
Ausbautempo einen schweren 
Atomunfall bis 2030 für sehr 
wahrscheinlich“ (Handelsblatt, 
18.10.13). Diese Prognose be-
zieht sich ausschließlich auf chi-
nesische Kraftwerke!
7. IAEA nennt 118 Reaktoren in 
Westeuropa und 68 in Zentral-
und Osteuropa. Dabei werden 
russische und ukrainische Reakto-
ren mitgezählt. Diese muß man

‚Fukushima 360°‘ hat Alex-
ander Neureuter seine Samm-
lung von Fotos und Reporta-
gen über das nähere und wei-
tere Umland der havarierten 
Reaktoren von Fukushima ge-
nannt. Aus einer dreiwöchigen 
Japan-Reise im Jahr 2013 ist 
ein sehr schönes Buch gewor-
den. Es lädt zum Betrachten 
ebenso wie zum Lesen und 
Nachdenken ein. Und hat eine 
Fülle von Informationen über 
sehr unschöne Probleme zu-
sammengetragen.

Bevor man mit der eigentli-
chen Lektüre beginnt, lohnt 
ein Blick auf die Seite 190: 
Die untere Abbildung zeigt, 
was die Luftfilter von Autos 
im April 2011 an radioaktiven 
Partikeln ‚eingeatmet’ haben. 
Sie illustriert also, was man 
auf allen anderen Bildern 
nicht sehen kann. Jeder Halm, 
jedes grüne Blatt, die auf den 
Bildern festgehalten sind, 
würde ein ähnliches Muster 
von Flecken, Punkten und 
Pünktchen in größerer oder 
geringerer Dichte zeigen. 
Auch die ,Filter‘ bei Mensch 

und Tier –Schleimhaut von 
Nase und Mund, Atemwege 
und Verdauungstrakt – dürften 
nicht viel anders aussehen.

Die ebenfalls nicht mit den 
Sinnen wahrnehmbare Orts-
dosis zeigt Neureuter bei 
Landschaftsaufnahmen gele-
gentlich durch die Abbildung 
seines Meßgeräts – der höch-
ste Wert, den er so dokumen-
tiert, liegt bei 21,06 øSv/h, ge-
funden auf einer mit Moos 
und Flechten bewachsenen, 
asphaltierten Fläche im eva-
kuierten Gebiet in der Nähe 
von Iitate (S. 63). Dagegen 
nimmt sich der Wert von 0,67 
øSv/h zwischen den Stief-
mütterchen eines dekontami-
nierten Parks in der Stadt Ko-
riyama geradezu harmlos aus
(S. 61). Diese Dosis ist, 
schreibt Neureuter, 20-fach 
höher als vor der Katastrophe 
(und nicht ganz zehnmal so 
hoch wie in Berlin nach 
Tschernobyl, merkt die Re-
zensentin an). Daß die amtli-
chen Meßpunkte in der Prä-
fektur Fukushima beträchtlich 
geringere Dosen anzeigen als 

abziehen, wenn man die EU be-
trachten will.
8. Siehe Anm. 5. „Westeuropa 
trägt weltweit das höchste Risiko 
einer radioaktiven Kontamina-
tion... Im weltweiten Vergleich 
tragen die Bürger im dicht besie-
delten Südwestdeutschland durch 
die zahlreichen Kernkraftwerke 
an den Grenzen von Frankreich, 
Belgien und Deutschland das 
höchste Risiko einer radioaktiven 
Kontamination.“
9. Typischerweise glaubt das 
Topmanagement, wenn die Zah-
len abgestimmt, die Klauseln ver-
einbart, die Verträge unterschrie-
ben und die Präsentationen end-
lich optimiert sind, dann sei auch 
die Arbeit getan. 
10. Die Partei, die in den Parla-
menten ursprünglich „Atomkraft 
– nein danke“ sagte, findet in die-
sem Text keine Erwähnung. Es 
handelt sich dabei um eine Ab-
sicht des Autors, deren Umset-
zung an keiner Stelle problema-
tisch war. 

Buchmarkt

Fukushima 360°

http://ww
http://de.wikipedia.org/wiki/liste

